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TERMINE 

Termine April 2019 

Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern und Sozialversicherungsbeiträge fällig werden: 

 

Steuerart Fälligkeit 
Ende der Schonfrist bei Zahlung durch 

Überweisung1 Scheck2  

Lohnsteuer 

Kirchensteuer 

Solidaritätszuschlag3 

10.04.2019 15.04.2019 05.04.2019 

Kapitalertragsteuer 

Solidaritätszuschlag  

Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind zeitgleich mit 

einer erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das zuständige Finanzamt abzu-

führen. 

Umsatzsteuer4 10.04.2019 15.04.2019 05.04.2019 

Sozialversicherung5 26.04.2019 entfällt entfällt 

 

 

 

1) Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldun-
gen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungs-
zeitraum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) abge-
geben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder 
Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei einer 
Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säum-
niszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig 
erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanz-
amts am Tag der Fälligkeit erfolgt. 

 

2) Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zah-
lung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanz-
amt als erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugsermäch-
tigung erteilt werden. 

 

3) Für den abgelaufenen Monat, bei Vierteljahreszahlern für 
das abgelaufene Kalendervierteljahr. 

 

4) Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung 
für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern ohne Dau-
erfristverlängerung für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 

 

 

5) Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich am dritt-
letzten Bankarbeitstag des laufenden Monats fällig. Um 
Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Last-
schriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher 
Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen der 
jeweiligen Einzugsstelle bis spätestens zwei Arbeitstage vor 
Fälligkeit (d. h. am 24.04.2019, 0 Uhr) vorliegen. Regionale 
Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. 
Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, 
sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa zehn Tage vor dem 
Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. 
Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag 

oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 
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STEUER AKTUELL 

Aufwendungen für Herrenabende können gemischt veranlasst sein 

und damit zum Abzug berechtigen

Lädt ein Unternehmer zu einer Veranstaltung ein, 

auf der die Gäste bewirtet und ggf. durch besondere 

Programmpunkte unterhalten werden, stellt sich oft 

die Frage, ob die Aufwendungen beruflich, privat    

oder gemischt veranlasst sind. Eine ausschließlich 

berufliche Veranlassung berechtigt den Unterneh-

mer, die gesamten Aufwendungen steuermindernd 

geltend zu machen. Bei privater Veranlassung be-

steht diese Möglichkeit nicht. 

Das Finanzgericht Düsseldorf musste über die Auf-

wendungen einer Anwaltskanzlei für jährlich stattfin-

dende Herrenabende entscheiden. Die Kanzlei hatte 

die gesamten Aufwendungen als Betriebsausgaben 

abgezogen, weil sie nach ihren Angaben mit diesen 

Veranstaltungen den Mandantenstamm festigen 

bzw. erweitern wollte. Die Veranstaltungen, zu de-

nen ausschließlich Männer aus den Bereichen Man-

dantschaft, Geschäftsfreunde und Persönlichkeiten 

des öffentlichen Lebens eingeladen waren, fanden 

im Garten des Hauses eines Partners der Kanzlei 

statt. 

Da den Gästen weder ein besonderes qualitatives 

Ambiente noch ein besonderes Unterhaltungspro-

gramm geboten wurde, greift ein steuerliches Ab-

zugsverbot nicht. Das Gericht sah die Aufwendun-

gen für die Herrenabende allerdings als gemischt 

veranlasst an, da u. a. auch Gäste aus dem privaten 

Umfeld der Rechtsanwaltspartner teilnahmen. Daher 

ließ es nur 50 % der Aufwendungen zum Abzug zu. 

Der Bundesfinanzhof muss möglicherweise ab-

schließend entscheiden. 

 

 

 

STEUER AKTUELL 

Nachweis der Zwangsläufigkeit bei Krankheiten mit begrenz-

ter Lebenserwartung 

Die Zwangsläufigkeit von Aufwendungen im Krank-

heitsfall ist auch dann nachzuweisen, wenn eine Er-

krankung mit begrenzter Lebenserwartung vorliegt. 

Die gesetzlichen Vorschriften differenzieren nicht 

zwischen verschiedenen Krankheitskosten. Daher gilt 

auch in Fällen einer Behandlung, die als sog. „letzter 

Strohhalm“ eingesetzt wird, das Erfordernis des 

Nachweises. Folglich ist auch die Zwangsläufigkeit 

von Krankheitskosten für eine schulmedizinisch/heil-

kundlich nicht anerkannte Behandlungsmethode 

(hier: Fern-Reiki-Behandlung) - auch wenn diese we-

gen eines regelmäßig tödlich endenden Krankheits-

verlaufs aus einer „notstandsähnlichen Zwangslage“ 

aufgewendet worden sind - durch die Verordnung ei-

nes Arztes oder Heilpraktikers nachzuweisen. 

(Quelle: Beschluss des Bundesfinanzhofs) 
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STEUER AKTUELL 

Doppelbesteuerungsabkommen: Besteuerungsrückfall bei un-

terschiedlicher Anwendung 

Ein selbstständiger Rechtsanwalt hatte seinen (einzi-

gen) Wohnsitz in Deutschland. Er unterhielt in Brüs-

sel ein Anwaltsbüro, mit dem er erhebliche Verluste 

erzielte. 

Nach abkommensrechtlichen Maßstäben stand das 

Besteuerungsrecht für die dem Büro Brüssel zuzu-

rechnenden Einkünfte dem Königreich Belgien zu. 

Folglich waren die Einkünfte von der Bemessungs-

grundlage der deutschen Steuer auszunehmen. Un-

geachtet des Abkommens wird die Freistellung der 

Einkünfte jedoch dann nicht gewährt, wenn der an-

dere Staat - hier Belgien - von der Besteuerung ab-

sieht oder die Einkünfte nur einem geringen Steuer-

satz unterwirft. 

Nach einem Urteil des Bundesfinanzhofs ist der 

Rückfall der Besteuerung nicht nur auf positive Ein-

künfte anzuwenden. Auch negative Einkünfte sind 

von der Regelung betroffen, sodass auch abkom-

mensrechtlich steuerfrei gestellte Verluste bei Vorlie-

gen der übrigen Voraussetzungen vom Besteue-

rungsrückfall erfasst werden und im Inland ungeach-

tet des Abkommens abziehbar sind. 

 

 

STEUER AKTUELL 

Ergebnisbeteiligung bei Eintritt in eine Personengesellschaft 

An einer Gesellschaft bürgerlichen Rechts 

(GbR) waren drei Gesellschafter beteiligt. Sie 

vereinbarten mit dem neu in die GbR eingetrete-

nen X, dass dieser gegen Zahlung eines Kauf-

preises die Beteiligung des ausscheidenden Ge-

sellschafters A übernimmt. Mitte des Folgejahrs 

wurde der Gesellschafterwechsel vollzogen. Im 

Jahr des Gesellschafterwechsels erzielte die 

GbR einen Verlust. Das Finanzamt wies A und X 

jeweils 1/6 des Verlusts zu, während X den vol-

len Anteil von 1/3 begehrte. 

Der Bundesfinanzhof bestätigte die von den Ge-

sellschaftern vorgenommene Aufteilung des 

Verlusts. Die Ermittlung des Ergebnisses erfolgt 

regelmäßig für ein Kalenderjahr. Der dem ein-

zelnen Gesellschafter zuzurechnende Anteil 

steht daher erst mit Ablauf des Veranlagungs-

zeitraums fest. Da die Zuweisung des Ergebnis-

ses zudem bereits vor Beginn des Geschäfts-

jahrs zivilrechtlich wirksam vereinbart wurde, 

war X 1/3 des Ergebnisses zuzurechnen. 

 

 

 

  

Hinweis: Der Bundesfinanzhof weicht mit diesem Ur-

teil von seiner bisherigen Rechtsauffassung ab, nach 

der das Ergebnis nur denjenigen Personen zugerech-

net werden kann, die im Zeitpunkt des Zuflusses der 

Einnahmen oder des Abflusses von Ausgaben Gesell-

schafter waren. 

http://www.vaih.de/
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STEUER AKTUELL 

Kürzung von Betriebsausgaben bei Beiträgen zur betriebli-

chen Altersversorgung 

Eine Ärztin betrieb eine Facharztpraxis. Sie richtete 

für zwei ihrer Sprechstundenhilfen eine betriebliche 

Altersversorgung mit einer Anwartschaftsdynamik 

von 5 % für jedes künftige Dienstjahr ein. Das Fi-

nanzamt verweigerte den Abzug der Beiträge als Be-

triebsausgaben. 

Der Bundesfinanzhof entschied, dass Zuwendungen 

an eine Unterstützungskasse für lebenslängliche 

Leistungen mitunter nur begrenzt abziehbar sind. Der 

abziehbare Betrag ist entsprechend den Grundsät-

zen für Pensionsrückstellungen (einschließlich der 

sog. Überversorgungsgrundsätze) nach dem Teilwert 

zu ermitteln. Eine höher bemessene Versorgung 

führt als Überversorgung zur anteiligen Kürzung der 

Pensionsrückstellung, wenn die Versorgungsanwart-

schaft zusammen mit anderen Anwartschaften 75 % 

der am Bilanzstichtag bezogenen Aktivbezüge über-

steigt. 

Liegt die zugesagte Versorgung bereits ohne Berück-

sichtigung der Dynamisierung im Grenzbereich von 

75 % bzw. deutlich höher, ist eine Anwartschaftsdy-

namisierung nur in einem moderaten Umfang, d. h. 

bis max. 3 %, angemessen. Wirkt sich die Dynami-

sierung zudem erheblich auf das Versorgungsniveau 

aus, ist diese bei der Ermittlung der Überversorgung 

in voller Höhe einzubeziehen. Insoweit kann der Ab-

zug von Betriebsausgaben eingeschränkt sein. 

STEUER AKTUELL 

Vergütungsvorschuss für Insolvenzverwalter

Insolvenzverwalter können Anspruch auf einen Vor-

schuss auf die endgültige Vergütung haben. Ermit-

telt der Insolvenzverwalter seinen Gewinn durch 

Betriebsvermögensvergleich, führt ein erhaltener 

Vorschuss noch nicht zur Gewinnrealisierung. Dazu 

kommt es erst, wenn der Insolvenzverwalter die ge-

schuldete Erfüllungshandlung wirtschaftlich er-

bracht hat. 

Weil der Vergütungsanspruch eines Insolvenzver-

walters dessen Gesamtleistung betrifft, tritt die Ge-

winnrealisierung erst mit Beendigung seiner Tätig-

keit in dem betreffenden Insolvenzverfahren ein. 

(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 

 

 

STEUER AKTUELL 

Rückgängigmachung eines Erwerbsvorgangs bei der Grund-

erwerbsteuer 

Die Grunderwerbsteuer wird unter bestimmten Vo-

raussetzungen auf Antrag nicht festgesetzt oder 

die Steuerfestsetzung aufgehoben. Dazu muss der 

Erwerbsvorgang innerhalb von zwei Jahren seit 

der Entstehung der Steuer und vor Eigentums-

übergang „rückgängig gemacht“ werden. 

Eine GmbH hatte auf einem gemieteten Grund-

stück ein Gebäude errichtet, das nach Ende des 

Mietvertrags wieder beseitigt werden musste. Die-

ses Gebäude veräußerte sie an eine andere Kapi-

talgesellschaft (K). Im Kaufvertrag war ein Rück-

trittsrecht vereinbart, von dem die K fristgerecht 

Gebrauch machte. In derselben Urkunde übertru-

gen die GmbH-Gesellschafter 94 % ihrer Anteile 

auf die Muttergesellschaft der K. 

Das Finanzamt lehnte die Aufhebung des für den 

ersten Erwerb erteilten Grunderwerbsteuerbe-

scheids ab. 

Der Bundesfinanzhof bestätigte die Auffassung 

des Finanzamts. Ein Erwerbsvorgang ist nur dann 

„rückgängig gemacht“, wenn die Möglichkeit zur 

Verfügung über das Grundstück nicht beim Erwer-

http://www.vaih.de/
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ber verbleibt, sondern der Veräußerer seine ur-

sprüngliche Rechtsstellung wiedererlangt. Diese 

Voraussetzungen waren nicht erfüllt. Der Aufhe-

bungs- und der Weiterveräußerungsvertrag waren 

in einer einzigen Urkunde zusammengefasst. Da-

mit verblieb der K trotz der Vertragsaufhebung die 

Möglichkeit der Verwertung einer aus dem „rück-

gängig gemachten“ Erwerbsvorgang herzuleiten-

den Rechtsposition, sodass die GmbH nicht aus 

ihren Bindungen entlassen war. 

 

 

STEUER AKTUELL  

Erbschaftsteuerliche Bewertung einer durch Konfusion erwor-

benen, zinslos gestundeten Zugewinnausgleichsforderung

Die Eheleute M und F beendeten 2004 den Güter-

stand der Zugewinngemeinschaft. F hatte daraus ei-

nen Zugewinnausgleichsanspruch von 375.000 €, 

der aber erst mit dem Tod von M fällig werden sollte 

und bis dahin von F zinslos gestundet wurde. Aller-

dings starb F 2009 zuerst. M wurde Alleinerbe, so-

dass er sowohl Schuldner als auch Gläubiger der 

Ausgleichsforderung war und den Betrag nicht mehr 

bezahlen musste (sog. Konfusion). Erbschaftsteuer-

lich war er dennoch bereichert. Bei der Erbschaft-

steuerfestsetzung berücksichtigte das Finanzamt 

diese Bereicherung mit 375.000 €. 

Der Bundesfinanzhof hingegen zinste den Betrag 

nach der 2009 gültigen Sterbetafel und der sich dar-

aus ergebenden Lebenserwartung des M auf 

177.000 € ab, weil M erst durch die Konfusion berei-

chert war und die Forderung erst mit seinem eigenen 

Tod fällig geworden wäre. 

Außerdem setzte das Finanzamt den kapitalisierten 

Nutzungsvorteil aus der 2004 vereinbarten zinslosen 

Stundung als sog. Vorschenkung an. Dabei legte es 

die statistische Lebenserwartung des M zugrunde 

und errechnete danach eine Bereicherung von 

192.000 €. 

Auch hier folgte der Bundesfinanzhof dem Finanzamt 

nicht, sondern bewertete den Nutzungsvorteil nur 

nach der tatsächlichen Laufzeit von fünf Jahren mit 

90.000 €, weil lebenslängliche Nutzungsvorteile, die 

durch den frühzeitigen Tod des Berechtigten oder 

Verpflichteten innerhalb bestimmter Fristen enden, 

auf Antrag nach der kürzeren tatsächlichen Laufzeit 

berechnet werden können. Diese Fristen wurden im 

entschiedenen Fall eingehalten. 

 

 

STEUER AKTUELL 

Anforderungen an Leistungsbeschreibung in einer Rechnung

Die Leistung, über die in einer Rechnung abgerech-

net wird, muss so genau sein, dass eine Identifizie-

rung eindeutig und leicht möglich ist. Eine grobe Be-

schreibung reicht nicht aus. Auch eine nur monats-

weise zusammengefasste Abrechnung genügt in der 

Regel nicht. Zwar kann als Zeitpunkt der Lieferung o-

der sonstigen Leistung der Kalendermonat angege-

ben werden. Diese steuerlich zulässige Erleichterung 

beschränkt sich allerdings vornehmlich auf Dauer-

schuldverhältnisse, wie z. B. längere Wartungsver-

träge. 

Dies ergibt sich aus einem Urteil des Finanzgerichts 

Hamburg. Es hatte über die Zulässigkeit des Vor-

steuerabzugs aus Rechnungen von Subunterneh-

mern bei einem Containerentladedienst zu entschei-

den. Der Vorsteuerabzug war in diesem Fall auch 

deshalb zu versagen, weil das Gericht davon ausge-

hen musste, dass es sich um ein Scheinunterneh-

men handelte. 

Der Bundesfinanzhof muss möglicherweise abschlie-

ßend entscheiden. 

  

http://www.vaih.de/
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STEUER AKTUELL 

Notärztliche Bereitschaftsdienste sind umsatzsteuerfrei

Heilbehandlungen im Bereich der Humanmedi-

zin, die im Rahmen der Ausübung der Tätigkeit 

als Arzt, Zahnarzt, Heilpraktiker, Physiothera-

peut, Hebamme oder einer ähnlichen heilberufli-

chen Tätigkeit durchgeführt werden, sind umsatz-

steuerfrei. Der Bundesfinanzhof musste entschei-

den, ob diese Befreiung auch für den notärztli-

chen Bereitschaftsdienst gilt. 

Im entschiedenen Fall machte ein Arzt im Rah-

men seines notärztlichen Bereitschaftsdiensts bei 

einer Sportveranstaltung kontinuierlich Rund-

gänge, um frühzeitig Gefahren und gesundheitli-

che Probleme der Veranstaltungsgäste zu erken-

nen. Bei Bedarf führte er auch ärztliche Untersu-

chungen und Behandlungen durch. 

Der Bundesfinanzhof entschied, dass der Begriff 

der „Heilbehandlung“ nicht besonders eng auszu-

legen ist. Zu den Heilbehandlungen im Bereich 

der Humanmedizin gehören auch Leistungen, die 

zum Zweck der Vorbeugung erbracht werden. 

Der therapeutische Zweck muss dabei im Vorder-

grund stehen. Vor diesem Hintergrund entschied 

er, dass der notärztliche Bereitschaftsdienst als 

Heilbehandlung zu beurteilen und somit umsatz-

steuerfrei ist. 

 

STEUER AKTUELL 

Vorsteuerabzug aus Anschaffungskosten für einen Ferrari 

bzw. Lamborghini Aventador

Eine Gesellschaft befasste sich mit der Projektent-

wicklung zur Energieerzeugung aus regenerativen 

Quellen. Zur Teilnahme an sog. „Netzwerktreffen" 

und um dort Verbindungen zu potenziellen Ge-

schäftspartnern aufzubauen, erwarb die Gesellschaft 

im Mai 2012 einen gebrauchten Pkw des Typs Fer-

rari California zum Bruttokaufpreis von 182.900 €. 

Nach Ansicht des Finanzamts handelte es sich bei 

den Anschaffungskosten für den Ferrari um nicht ab-

ziehbaren Repräsentationsaufwand. Es kürzte den 

Vorsteuerabzug 2012 um die Umsatzsteuer auf den 

Kaufpreis für den Ferrari. 

Dem widersprach das Finanzgericht Hamburg. Zwar 

sei beim Erwerb eines Luxussportwagens grundsätz-

lich von einem privaten Affektionswert für seinen Nut-

zer auszugehen. Das Gericht war im Ergebnis jedoch 

davon überzeugt, dass die Anschaffung des Ferrari 

im entschiedenen Fall zur Eröffnung substanzieller 

Geschäftschancen geführt habe und nicht unange-

messen war. Es ließ daher den Vorsteuerabzug zu. 

 

 

 

 

  

Hinweis:  In einem anderen Verfahren versagte das Fi-

nanzgericht Hamburg den Vorsteuerabzug aus der An-

schaffung eines gebrauchten Lamborghini Aventador 

(Bruttokaufpreis 298.500 €) durch ein Gebäudereini-

gungsunternehmen. Der Unterhalt eines derartigen 

Fahrzeugs diene ähnlichen Zwecken wie Aufwendun-

gen für Jagden, Segel- oder Motorjachten, weil er seiner 

Art nach geeignet sei, unangemessenen Repräsentati-

onsaufwand darzustellen. 
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RECHT AKTUELL 

Vermieter muss für funktionierenden Telefonanschluss sor-

gen

Wurde einem Mieter bei Übergabe der Wohnung ein 

funktionierender Telefonanschluss überlassen, ist der 

Vermieter verpflichtet, dessen Funktion während der 

Mietdauer aufrechtzuerhalten. 

Die Erdgeschosswohnung einer in einem Mehrfamili-

enhaus lebenden Mieterin war mit einem Telefonan-

schluss ausgestattet. Nach einem Defekt an der Te-

lefonleitung, die vom Hausanschluss über einen 

Kriechkeller zur Mietwohnung verlief, forderte sie ih-

ren Vermieter erfolglos auf, die Leitung zwischen 

dem Hausanschluss und der Telefondose ihrer Woh-

nung instand zu setzen. 

Der Bundesgerichtshof entschied, dass der Vermie-

ter die Mietsache dem Mieter in einem zum vertrags-

gemäßen Gebrauch geeigneten Zustand zu überlas-

sen und während der Mietzeit in diesem Zustand zu 

erhalten hat. Dieser vertragsgemäße Zustand um-

fasst einen (auch funktionsfähigen) Telefonan-

schluss, wenn die Wohnung - wie vorliegend - mit ei-

ner sichtbaren Telefonanschlussdose ausgestattet 

ist. Zugleich trifft den Vermieter danach auf Dauer die 

Verpflichtung, die Mietsache in diesem Zustand zu 

erhalten. Dies beinhaltet auch die Pflicht, eine nach 

der Überlassung eingetretene Verschlechterung zu 

beseitigen und den zum vertragsgemäßen Gebrauch 

geeigneten Zustand wiederherzustellen. 

RECHT AKTUELL 

Erlass von Säumniszuschlägen im Billigkeitsverfahren

Säumniszuschläge wegen verspäteter Zahlung von 

Steuern können erlassen werden, wenn deren Ein-

ziehung nach Lage des Einzelfalls aus persönlichen 

oder sachlichen Gründen unbillig wäre. 

In einem vom Bundesfinanzhof entschiedenen Fall 

hatte ein Verein gegen Steuerbescheide mit erhebli-

chen Nachforderungen Einspruch eingelegt und die 

Aussetzung der Vollziehung beantragt. Das Finanz-

amt lehnte den Aussetzungsantrag ab. Den hierge-

gen eingelegten Einspruch begründete der Verein 

nicht und zahlte auch nicht die fälligen Steuern, so-

dass Säumniszuschläge anfielen. 

Aufgrund eines späteren Finanzgerichtsurteils muss-

ten die angeforderten Steuern nicht bezahlt werden. 

Der Verein beantragte deswegen den Erlass der an-

gefallenen Säumniszuschläge. Der Bundesfinanzhof 

wies diesen Antrag zurück, weil der Verein nicht alles 

getan hatte, um die Aussetzung der Vollziehung 

durchzusetzen. Er bemängelte insbesondere, dass 

der Verein den Einspruch gegen die Ablehnung des 

Aussetzungsantrags nicht begründet und deswegen 

nicht ernsthaft betrieben hatte. 

 

RECHT AKTUELL 

Arbeitsunfall durch Sturz in der eigenen Wohnung auf dem Weg 

zum Homeoffice

Ein Sturz auf der Kellertreppe innerhalb der Woh-

nung kann ein Arbeitsunfall sein, wenn sich die Woh-

nung des Versicherten und die Arbeitsstätte im sel-

ben Haus befinden und der Betriebsweg - hier die 

Kellertreppe - in Ausführung der versicherten Tätig-

keit zurückgelegt wird. 

Eine Key-Account-Managerin verletzte sich beim 

Sturz auf ihrer Kellertreppe, als sie innerhalb der 

Kernarbeitszeit von einer Messe kommend in ihr 

Homeoffice ging, um einen potenziellen Kunden an-

zurufen. 

Das Bundessozialgericht entschied, dass die an der 

Außentür des Wohnhauses orientierte Grenzziehung 

für Betriebswege nicht greift, wenn sich Wohnung 

und Arbeitsstätte im selben Haus befinden und die 
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objektiven Umstände des Einzelfalls auf die Hand-

lungstendenz des Versicherten hinweisen, eine dem 

Unternehmen dienende Tätigkeit ausüben zu wollen. 

 

RECHT AKTUELL 

Immobilienmakler hat keine Aufklärungspflicht in Steuerfragen

Ein Makler ist nicht verpflichtet, den Auftraggeber in 

steuerrechtlichen Fragestellungen im Zusammen-

hang mit einer Immobilienvermittlung zu beraten, 

wenn dies nicht ausdrücklich vereinbart ist. Das hat 

der Bundesgerichtshof entschieden. 

Die Eigentümerin eines Mietwohngrundstücks beauf-

tragte 2013 einen Makler damit, für das von ihr An-

fang 2004 gekaufte Haus einen Käufer zu finden. 

Noch im selben Jahr wurde das Anwesen verkauft. 

Da der Verkauf innerhalb der zehnjährigen Spekulati-

onsfrist erfolgte, war der hieraus erzielte Gewinn zu 

versteuern. Die ursprüngliche Eigentümerin (Verkäu-

ferin) vertrat die Auffassung, der Makler hätte sie vor 

Abschluss des Kaufvertrags auf die Steuerpflichtig-

keit hinweisen müssen und verlangte Schadenser-

satz in Höhe der gezahlten Steuer. 

Dies sah das Gericht anders. Der Makler war nicht 

verpflichtet, die Verkäuferin auf die Spekulationsfrist 

hinzuweisen. Zwar können sich aus einem Makler-

vertrag Aufklärungs- und Beratungspflichten erge-

ben. Wie weit eine solche Unterrichtungspflicht im 

Einzelnen reicht, hängt jedoch von den Umständen 

des jeweiligen Einzelfalls ab. Demnach sind Makler 

zwar grundsätzlich nach dem Steuerberatungsgesetz 

berechtigt, zu einschlägigen steuerrechtlichen Fra-

gen Auskünfte zu erteilen und zu beraten. Sie sind 

dazu aber gegenüber dem Auftraggeber aus einem 

Maklervertrag grundsätzlich nicht verpflichtet. Etwas 

anderes gilt nur, wenn sich der Makler hinsichtlich 

bestimmter Steuerfragen als Fachmann geriert. 
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